
 

 

aap Implantate AG 

 

ISIN: DE000A3H2101 

WKN: A3H210 

 

Veröffentlichung des Beschlusses und des Systems zur Vergütung der 

Vorstandsmitglieder gem. § 120a Abs. 2 AktG  

 
Auf der ordentlichen Hauptversammlung der aap Implantate AG am Donnerstag, den 15. August 2024, 

wurde unter TOP 7 „Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungssystems für die 

Vorstandsmitglieder gemäß § 120a AktG“ das Vergütungssystem für den Vorstand der aap Implantate 

AG zur Billigung gestellt.  

Das Vergütungssystem für den Vorstand der aap Implantate AG wurde mit folgendem Ergebnis 

beschlossen:  

6.540.655 Aktien, für die gültige Stimmen abgegeben wurden (= 59,57 % des Grundkapitals)  

6.528.578 Ja-Stimmen (rd. 99,82%)  

12.077 Nein-Stimmen (rd. 0,11%)  

625 Enthaltungen (rd. 0,01 %) 

Das Vergütungssystem für den Vorstand der aap Implantate AG hat folgenden Wortlaut: 

 

„Vergütungssystem für den Vorstand der aap Implantate AG  

Das Vergütungssystem für den Vorstand der aap Implantate AG („Vergütungssystem“) ist ein 

abstraktes System, das der Aufsichtsrat der aap Implantate AG bei der Festsetzung der individuellen 

Vergütung der Vorstandsmitglieder der aap Implantate AG anzuwenden hat. Es richtet sich nach den 

gesetzlichen Vorgaben sowie den Vorgaben des Deutschen Corporate Governance Kodex in seiner 

Fassung vom 19. Dezember 2019 („DCGK“). 

 

I. Vergütungsbestandteile und Anpassungsmechanismus 

Die Gesamtbezüge der Vorstandsmitglieder der aap Implantate AG setzen sich aus einem festen 

Grundgehalt, einem jährlichen variablen Bonus sowie Nebenleistungen zusammen. Daneben kann 

ihnen zusätzlich ein sog. Ereignis-Sonderbonus und sog. Quantitativer-Sonderbonus gewährt werden. 

Nebenleistungen können dabei je nach Vorstandsmitglied im Wesentlichen die anteilige Übernahme 

der Kosten einer Kranken- und Pflegeversicherung, die Übernahme der Kosten einer 

Direktversicherung, die Übernahme der Kosten einer Unfallversicherung, die Zurverfügungstellung 

eines Dienstwagens und die Einzahlung in eine rückgedeckte Unterstützungskasse zum Aufbau einer 

betrieblichen Altersvorsorge sein. Zudem trägt die aap Implantate AG die Kosten einer 

Vermögensschadenhaftpflichtversicherung mit angemessener Deckungssumme (sog. D&O-

Versicherung). 

Durch das fixe Grundgehalt ist eine Grundvergütung gewährleistet, die es dem einzelnen 

Vorstandsmitglied gestattet, seine Amtsführung an den wohlverstandenen Interessen des 



 

 

Unternehmens und den Pflichten eines ordentlichen Kaufmanns auszurichten, ohne dabei in 

Abhängigkeit von lediglich kurzfristigen Erfolgszielen zu geraten. Das fixe Grundgehalt kann für jedes 

Vorstandsmitglied bis zu maximal 250.000,000 EUR betragen. Es wird in zwölf gleichen Teilbeträgen 

jeweils am Monatsende ausgezahlt. 

Der jährliche variable Bonus ist für jedes Vorstandmitglied durch einen Maximalwert in Höhe von 

maximal 250.000,00 EUR begrenzt und trägt durch einen ebenfalls dreijährigen Kontroll-zeitraum 

weiterhin auch der zukünftigen Unternehmensentwicklung Rechnung. Ein Teilbetrag in Höhe von 

jeweils 80 % des jährlichen variablen Bonus bezieht sich dabei auf die Erreichung der quantitativen 

Ziele. Ein Teilbetrag des jährlichen variablen Bonus in Höhe von 10 % des jährlichen variablen Bonus 

bezieht sich auf die Erreichung qualitativer Ziele und ein Teilbetrag in Höhe von weiteren 10 % des 

jährlichen variablen Bonus auf die Erreichung von ESG-Zielen. Die ESG-Ziele werden vom Aufsichtsrat 

für die einzelnen Vorstandsmitglieder ebenfalls vor Beginn des jeweiligen Geschäftsjahres festgelegt. 

Da diese Aspekte zentrale Erfolgsfaktoren für den langfristigen und nachhaltigen wirtschaftlichen 

Erfolg der Gesellschaft darstellen, fördert ein Abstellen auf diese Leistungskriterien die 

Geschäftsstrategie und die langfristige Entwicklung der Gesellschaft. 

Die Ansprüche auf die Teilbeträge des jährlichen variablen Bonus, die sich auf die Erreichung der 

qualitativen und der ESG-Ziele beziehen, werden jahresbezogen ermittelt und ausbezahlt. Sie sind 

grundsätzlich eine Woche nach der ordentlichen Hauptversammlung des Folgejahres zur Zahlung fällig. 

Der Anspruch auf den quantitativen jährlichen variablen Bonus ist langfristig angelegt. Er ist im Sinne 

eines progressiven „bonus-malus-Systems“ auf eine 3-jährige Bemessungsgrundlage bezogen. Dabei 

sind 50 % der in einem Bonusjahr verdienten quantitativen Bonusansprüche eine Woche nach der 

ordentlichen Hauptversammlung des Folgejahres zur Zahlung fällig. Die verbleibenden 50 % werden 

jeweils hälftig im zweiten und dritten Jahr nach dem relevanten Bonusjahr zur Auszahlung fällig 

(Bonuseinbehalt), sofern es in den bei-den, dem jeweiligen Bonusjahr nachfolgenden Jahren, nicht zu 

einem Verfall des Bonuseinbehalts kommt. Sofern die Vorgaben der vom Aufsichtsrat jeweils nach 

sachgerechtem Ermessen festgelegten bonusrelevanten Parameter im ersten und/oder zweiten 

Folgejahr nach dem relevanten Bonusjahr um mehr als 30 % unterschritten werden, verfällt – 

beschränkt auf den Einbehalt des Teilbonus, dessen Parameter entsprechend unterschritten wurde – 

der zu diesem Zeitpunkt jeweils fällige Bonuseinbehalt. Der Verfall greift dementsprechend nur dann 

in voller Höhe, wenn sich die Unterschreitung der jeweiligen Parameter auf sämtliche quantitative 

Teilziele erstreckt.  

Der Ereignis-Sonderbonus wird für ganz spezielle, außerordentliche vordefinierte Transaktionen und 

Ereignisse gewährt, wie zum Beispiel eine Veräußerung von Teilbereichen der aap Implantate AG oder 

der Gesellschaft als Ganzes. Mit dem Ereignis-Sonderbonus kann auch die Eingehung einer 

strategischen Partnerschaft (z.B. mit einem Investor oder mit einem Wettbewerber) zur Förderung 

eines Geschäftsbereiches der aap Implantate AG honoriert werden. Er bemisst sich je nach Transaktion 

bzw. Ereignis auf einen festen Prozentsatz einer bestimmten Bemessungsgrundlage. Der Ereignis-

Sonderbonus ist 14 Tage nach dem Eintritt bestimmter Ereignisse, die mit den ganz speziellen, 

außerordentlichen vordefinierten Trans-aktionen und Ereignissen verbunden sind, zur Zahlung fällig. 

Zusätzlich ist auch für den Ereignis-Sonderbonus eine betragsmäßige Höchstgrenze vorgesehen. Bei 

dem Ereignis-Sonderbonus handelt es sich um einen variablen Vergütungsbestandteil, der zwar eine 

betragsmäßige Höchstgrenze aufweist, aber keine mehrjährige Bemessungsgrundlage hat. Der 

Aufsichtsrat ist der Auffassung, dass Vergütungselemente, die nur im Falle bestimmter 

außerordentlicher Ereignisse die Zahlung einer ereignisbezogenen Sondervergütung beinhalten, den 

Vorstand im besten Interesse der Gesellschaft incentivieren. Eine mehrjährige Bemessungsgrundlage 

ist bei einer nur in Fällen bestimmter Sonderereignisse zu gewährenden Vergütung strukturell 

ausgeschlossen. Daneben kann den einzelnen Vorstandsmitgliedern auch ein Quantitativer-



 

 

Sonderbonus von bis zu 100.000,00 EUR gewährt werden, insbesondere für eine signifikante 

Übererfüllung einzelner oder mehrerer quantitativen Zielvorgaben. Nähere Einzelheiten dazu legt der 

Aufsichtsrat auch unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft fest. Auch 

für den Quantitativen-Sonderbonus ist eine betragsmäßige Höchstgrenze vorgesehen. Entsprechend 

wie dies für den jährlichen variablen Bonus vorgesehen ist (vgl. vorstehend S. 1f.), unterliegt auch der 

Quantitative-Sonderbonus einem dreijährigen Kontrollzeitraum bzw. ist er im Sinne eines progressiven 

„bonus-malus-Systems“ auf eine 3-jährige Bemessungsgrundlage bezogen.  

Für die Gesamtvergütung wird eine angemessene Kappungsgrenze festgelegt (vgl. nachfolgend II.). 

Die vom Aufsichtsrat festgelegten qualitativen und ESG-Ziele müssen objektiv messbar, transparent 

und realistisch, d.h. bei entsprechendem Engagement und pflichtgemäßer Anstrengung für das 

Vorstandsmitglied auch erreichbar, sein. Der quantitative Bonus besteht aus mehreren vom 

Aufsichtsrat festzulegenden Teilboni. Dabei sollen sich die Parameter zur Ermittlung auf die 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft und deren Teilbereiche beziehen (z.B. Umsatz 

und EBITDA). Die in den Vergütungsbestandteilen verankerten Ziele bzw. Parameter stehen im 

Einklang mit der Geschäftsstrategie und der nachhaltigen und langfristigen Entwicklung der 

Gesellschaft. Der Aufsichtsrat legt insbesondere einen Schwerpunkt auf die Langfristigkeit der 

Unternehmensentwicklung und hat deshalb für die Festsetzung des quantitativen jährlichen variablen 

Bonus, der mit 80 % den Großteil des jährlichen variablen Bonus ausmacht, mehrjährige 

Bemessungsgrundlagen vorgesehen, da dies den Belangen der aap Implantate AG als 

Wachstumsunternehmen und demzufolge auch ihrer Geschäftsstrategie am besten gerecht wird.  

Aufgrund der besonderen Vergütungsausgestaltung sieht das Vergütungssystem keine konkrete Ziel-

Gesamtvergütung vor. 

 

II. Festlegung einer Maximalvergütung 

Im Einklang mit den gesetzlichen Vorgaben sieht das Vergütungssystem eine betragsmäßige 

Höchstgrenze der Vergütung vor. Die zulässige maximale Gesamtvergütung der Vorstands-mitglieder 

je Geschäftsjahr unter Einrechnung aller Vergütungskomponenten inkl. Nebenleistungen, aber exkl. 

Ereignis-Sonderbonus, wird für jedes Vorstandsmitglied individuell festgelegt. Sie kann für jedes 

Vorstandsmitglied bis zu insgesamt maximal 500.000,00 EUR betragen. Der Maximalbetrag für den 

Ereignis-Sonderbonus, welcher auf eine eventuelle Veräußerung des Unternehmens bzw. von 

Unternehmensteilen bzw. auf das Eingehen einer strategischen Partnerschaft abstellt, wird je nach 

Vorstandsmitglied auf einen Betrag zwischen 720.000,00 EUR bis einschließlich 1.080.000,00 EUR 

festgesetzt und soll sich an dem Wert der maßgeblichen Transaktion orientieren.  

Der Maximalbetrag für den Quantitativen-Sonderbonus wird je Vorstandsmitglied auf 100.000,00 EUR 

festgesetzt und ist Bestandteil der Gesamtvergütung, welche – sofern kein Ereignis-Sonderbonus zu 

gewähren ist – je Vorstandsmitglied insgesamt nicht mehr 500.000,00 EUR betragen soll. 

 

III. Relativer Anteil der Vergütungsbestandteile an der Gesamtvergütung 

Die reguläre Gesamtvergütung (d.h. für das Grundgehalt plus jährlicher variabler Bonus plus 

Nebenleistungen und Quantitativen-Sonderbonus aber exklusive einem evtl. Ereignis-Sonderbonus) 

der Mitglieder des Vorstands der aap Implantate AG kann für jedes Vorstandsmitglied bei einem 

minimalen jährlichen variablen Bonus bis zu 300.000,00 EUR und bei einem maximalen jährlichen 

variablen Bonus für jedes Vorstandsmitglied bis zu 500.000,00 EUR betragen. In diesem Rahmen ist die 



 

 

Vergütung variabel, da deren Anpassung an die geschäftliche Entwicklung der aap Implantate AG 

gekoppelt ist. Der Anteil des festen Grundgehalts (maximal 250.000,00 EUR) an der Gesamtvergütung 

(exkl. Ereignis-Sonderbonus) beträgt für jedes Vorstandsmitglied zwischen 30 % und 50 %, der Anteil 

des jährlichen variablen Bonus dementsprechend bis zu 50 %. Im Verhältnis festes Grundgehalt zum 

jährlichen variablen Bonus beträgt der jährliche variable Bonus maximal 100 %. Im Rahmen der 

maximalen Gesamtvergütung in Höhe von 500.000,00 EUR für jedes Vorstandsmitglied ist die Höhe 

des jährlichen variablen Bonus für jedes Vorstandsmitglied auf maximal 250.000,00 EUR begrenzt (vgl. 

hierzu I. Vergütungsbestandteile und Anpassungsmechanismus). Die variable Vergütung, die sich aus 

dem Erreichen langfristig orientierter Ziele ergibt, soll den variablen Anteil aus kurzfristig orientierten 

Zielen übersteigen (vgl. G.6 DCGK). Daneben sollen den Vorstandsmitgliedern auch die variablen 

Vergütungsbestandteile überwiegend in Aktien der Gesellschaft oder entsprechend aktienbasiert 

gewährt werden (vgl. G.10 DCGK). 

 

IV. Begrenzung bei außergewöhnlichen Entwicklungen, Clawback 

Die Gesamtvergütung jedes Vorstandsmitglieds ist, wie oben ausgeführt, auf eine maximale 

Gesamtvergütung begrenzt. Daneben sieht auch der jährliche variable Bonus eine Begrenzung des 

Auszahlungsbetrags durch einen Maximalwert vor. Darüber hinaus ist der Aufsichtsrat berechtigt, 

außerordentliche Erträge / Entwicklungen, die zu einmaligen, nicht auf eine Steigerung des operativen 

Geschäftes zurückzuführenden Mehrerlösen (z.B. Veräußerung von Unternehmensteilen, 

Beteiligungsverkäufe, Hebung stiller Reserven, Buchgewinne und vergleichbare externe Einflüsse) aus 

der Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der quantitativen Ziele herauszurechnen, um die 

Auswirkungen der außerordentlichen Entwicklungen in angemessener Weise zu neutralisieren. 8 

Zudem kann der Aufsichtsrat bei außerordentlichen Leistungen oder Erfolgen der Vorstandsmitglieder 

nach freiem Ermessen über die Gewährung einer Prämie entscheiden. In diesem Zusammenhang wird 

für ganz spezielle, außerordentliche vordefinierte Transaktionen und Ereignisse ein Ereignis-

Sonderbonus gewährt, wie zum Beispiel eine Veräußerung von Teilbereichen der aap Implantate AG 

oder der Gesellschaft als Ganzes. Er bemisst sich je nach Transaktion bzw. Ereignis auf einen festen 

Prozent-satz einer bestimmten Bemessungsgrundlage. Der Ereignis-Sonderbonus ist 14 Tage nach dem 

Eintritt bestimmter Ereignisse, die mit den ganz speziellen, außerordentlichen vordefinierten 

Transaktionen und Ereignissen verbunden sind, zur Zahlung fällig. Zusätzlich ist auch für den 

Sonderbonus eine betragsmäßige Höchstgrenze vorgesehen. Bei diesem Sonderbonus handelt es sich 

um variable Vergütungsbestandteile, die zwar betragsmäßige Höchstgrenzen aufweisen, aber keine 

mehrjährige Bemessungsgrundlage haben. Der Aufsichtsrat ist der Auffassung, dass die betreffenden 

Vergütungselemente, die nur im Falle bestimmter außer-ordentlicher Ereignisse die Zahlung einer 

Sondervergütung beinhalten, den Vorstand im besten Interesse der Gesellschaft incentivieren. Eine 

mehrjährige Bemessungsgrundlage ist bei der nur in Fällen bestimmter Sonderereignisse zu 

gewährender Vergütung strukturell ausgeschlossen. Für die Geschäftsjahre ab einschließlich 2022 

wurde und wird eine Rückforderungsvereinbarung vereinbart. 

 

V. Leistungen im Falle der Beendigung der Tätigkeit 

In Entsprechung zu G.12 und G.13 DCGK sollen Zahlungen an ein Vorstandsmitglied bei vor-zeitiger 

Beendigung der Vorstandstätigkeit auf zwei Jahresvergütungen begrenzt werden. Zudem soll nicht 

mehr als die Restlaufzeit des Anstellungsvertrags vergütet werden. Die Aus-zahlung noch offener 

variabler Vergütungsbestandteile, die auf die Zeit bis zur Vertragsbeendigung entfallen, kann 

entsprechend der vereinbarten Bemessungsgrundlagen und nach den im Vertrag festgelegten 

Fälligkeitszeitpunkten erfolgen. Für den Fall eines „Change of Control“ bei der Gesellschaft steht den 



 

 

Vorstandsmitgliedern ein Sonderkündigungsrecht zu, das sie nach Ablauf des zweiten Monats nach 

Eintritt des „Change of Control“ (den Monat, in dem der Kontrollwechsel eintritt dabei nicht 

mitgerechnet) mit einer Frist von 14 Tagen zum Monatsende ausüben können. Endet der 

Anstellungsvertrag eines Vorstandsmitglieds durch Ausübung dieses Sonderkündigungsrechts, steht 

dem Vorstandsmitglied eine Zahlung in Hö-he von 90 % seiner kapitalisierten Jahresgesamtbezüge 

(festes Jahresgrundgehalt, Zielbonus unter Annahme 100 %iger Zielerfüllung bis Vertragsende und 

Nebenleistungen) für die Rest-laufzeit seines Dienstvertrags zu, maximal im Umfang von einer 

Jahresgesamtvergütung. 

 

VI. Anrechnung der Vergütung bei Nebentätigkeiten 

In Übereinstimmung mit E.3 DCGK sollen die Vorstandsmitglieder Nebentätigkeiten, insbesondere 

konzernfremde Aufsichtsratsmandate, nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats über-nehmen. Im Falle 

der Übernahme konzerninterner Aufsichtsratsmandate soll sich die Vergütung des jeweiligen 

Vorstandsmitglieds im Einklang mit G.15 DCGK um die für die betreffende Aufsichtsratstätigkeit 

vorgesehene Vergütung reduzieren. Im Falle der Übernahme konzern-fremder Aufsichtsratsmandate 

soll der Aufsichtsrat in Entsprechung zu G.16 DCGK im Vorfeld entscheiden, ob und inwieweit die 

Vergütung anzurechnen ist. 

 

VII. Verfahren 

Da der Aufsichtsrat der aap Implantate AG satzungsgemäß bislang aus drei (und künftig ggf. aus vier) 

Mitgliedern besteht, werden alle Themen einschließlich der Fest- und Umsetzung sowie der 

Überprüfung des Vergütungssystems durch den Gesamtaufsichtsrat erarbeitet. Die qualitativen und 

ESG-Ziele sowie die Faktoren der Bonusermittlung (einschließlich der Gewichtung von Einzelzielen) 

werden im Rahmen der Genehmigung des Jahresbudgets der Gesellschaft auf vorangegangenen 

Vorschlag des Vorstands durch den Aufsichtsrat festgelegt. Die konkrete Zielerreichung und der sich 

hieraus jeweils ergebende Bonusanspruch wer-den von den Parteien spätestens zwei Wochen vor der 

ordentlichen Hauptversammlung im Folgejahr einvernehmlich festgestellt. Dies gilt insbesondere für 

den Zielerreichungsgrad der qualitativen Ziele. Der quantitative Bonus besteht aus mehreren vom 

Aufsichtsrat festzulegenden Teilboni. Dabei sollen sich die Parameter zur Ermittlung auf die 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft und deren Teilbereiche beziehen (z.B. Umsatz 

und EBITDA). Die Parameter für das Bonusjahr werden im Rahmen der Genehmigung des 

Jahresbudgets für das Bonusjahr bis voraussichtlich Ende Januar des Bonusjahres auf 

vorangegangenen Vor-schlag der Vorstandsmitglieder durch den Aufsichtsrat nach sachgerechtem 

Ermessen fest-gelegt. Die Parameter für die auf das Bonusjahr folgenden Kalenderjahre werden 

jährlich je-weils im Voraus im Rahmen der Genehmigung des Jahresbudgets bis zum 15.12. des 

Vorjahres auf vorangegangenen Vorschlag der Vorstandsmitglieder durch den Aufsichtsrat nach 

sachgerechtem Ermessen festgelegt. In diesem Zusammenhang wird der Aufsichtsrat auch fortlaufend 

Anpassungen der Struktur und der Angemessenheit des Vergütungssystems überprüfen, 

entsprechende Anpassungsbedarfe gemeinsam erarbeiten und eine Beschluss-fassung vorbereiten. 

Kriterien für die Überprüfung der Angemessenheit der Vergütung bilden insbesondere die Aufgaben 

des jeweiligen Vorstandsmitglieds und seine persönliche Leistung. Daneben werden die wirtschaftliche 

Lage, der Erfolg und die nachhaltige Entwicklung des Unternehmens, die Üblichkeit der Vergütung 

unter Berücksichtigung des Vergleichsumfelds und der Vergütungsstruktur des oberen 

Führungskreises und der Belegschaft insgesamt (auch in der zeitlichen Entwicklung) einbezogen. 

Außerdem wird die Vergütung so bemessen, dass sie am Markt für hochqualifizierte Führungskräfte 



 

 

wettbewerbsfähig ist. Eine nachträgliche Änderung der Zielwerte oder der Vergleichsparameter für die 

variable Vergütung ist entsprechend G.8 DCGK ausgeschlossen. Der Aufsichtsrat kann jedoch in 

besonders außergewöhnlichen Fällen nach Maßgabe des § 87a Abs. 2 S. 2 AktG vorübergehend von 

dem Vergütungs-system abweichen, wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens der 

Gesellschaft notwendig ist. In Entsprechung zu E.1 DCGK legen alle Mitglieder des Aufsichtsrats der 

Vor-sitzenden des Aufsichtsrats Interessenkonflikte unverzüglich offen. Der Aufsichtsrat informiert in 

seinem Bericht an die Hauptversammlung über aufgetretene Interessenkonflikte und deren 

Behandlung. Wesentliche und nicht nur vorübergehende Interessenkonflikte in der Person eines 

Aufsichtsratsmitglieds sollen zur Beendigung des Mandats führen.“ 


